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Die Sechzigste Verordnung zur Änderung des '| 
Deutschen Zolltarifs 1966 (Angleichungszölle — ■ 

4. Neufestsetzung), die dem Ausschuß für Wirtschaft ■ 
und Mittelstandsfragen mit Schreiben des Herrn | 
Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 23. Sep- 
tember 1966 mit Frist zum 13. Januar 1967 zugewie- 
sen wurde, ist am 20. September 1966 im Bundes- 
gesetzblatt Teil II S. 809 verkündet worden und 
mit Teilen am 2. August, 5. August und 21. Septem- 
ber 1966 in Kraft getreten. Bei dieser Verordnung 
handelt es sich um eine sogenannte Nachlaufverord- 
nung, bei der der Bundestag nach § 77 Abs. 5 des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I 

5. 737) ein Aufhebungsrecht in einer Frist von vier 
Monaten nach der Verkündung hat. 

Die Bundesrepublik ist durch die Kommission der 
EWG seit längerem ermächtigt, auf bestimmte Ein- 
fuhren der nachstehenden Waren Angleichungszölle 
zu erheben: 

a) Fondantmasse, Hartkaramellen, Weichkaramel- 
len und Dragees, 

b) Brot und Brötchen, 

c) ähnlichen Erzeugnissen wie Brot und Brötchen, 


d) Waffeln und Kekse, 

e) Dextrine und lösliche oder geröstete Stärke. 

Die Bundesregierung hat diese Angleichungszölle 
zuletzt durch die Achtundvierzigste Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Anglei- 
chungszölle — Verlängerung) vom 4. Juli 1966 und 
für die oben in Buchstaben a und d bezeichneten 
Waren gegenüber den Niederlanden durch die Neun- 
undfünfzigste Verordnung zur Änderung des Deut- 
schen Zolltarifs 1966 (Angleichungszölle — Nieder- 
lande) vom 9. September 1966 festgesetzt. 

Die Berechnungsgrundlagen für die Festsetzung 
der Angleichungszölle haben sich infolge veränder- 
ter Rohstoffpreise geändert. Die EWG-Kommission 
hat daher die Angleichungszölle neu festgesetzt. Der 
Deutsche Zolltarif 1966 wird hierdurch entsprechend 
geändert. 

Der Bundestag hat die Maßnahmen im Grund- 
satz bereits gebilligt. Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen empfiehlt daher dem Plenum, 
von seinem Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu 
machen. 


Bonn, den 26. Oktober 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Schmidhuber 

Berichterstatter 
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